
gungen nicht durch unnötige soziale Spannungen, Betriebsstil­
legungen und dadurch verursachte Verluste von Arbeitsplätzen 
zusätzlich belasten. Hieraus erwächst die Frage, welche Mög­
lichkeiten die Regierung der DDR nach der Währungsunion ha­
ben wird, die in der Erklärung begründeten Aufgaben tatsäch­
lich umzusetzen, wenn der Spielraum für ein eigenständiges 
Handeln weitgehend aufgehoben und mit der Einführung der D- 
Mark wichtige Elemente der ökonomischen Souveränität aufge- 
geben werden.

Der in TAZ veröffentlichte Staatsvertrag, der eine sehr deutli­
che Sprache spricht, steht nicht zufällig unter der Überschrift 
„Unterwerfung der DDR“, und zeigt, glaube ich, die Problematik 
deutlich.

Wie soll die drohende Arbeitslosigkeit bekämpft werden? Was 
sagen wir zu den bisher 38 000 Arbeitslosen? Hinter dieser Zahl, 
die nur der Anfang ist, verbergen sich viele schlimme Schicksale. 
Die Lösung dieser Frage erfordert viele neue Überlegungen. Da­
zu reichen unseres Erachtens die Vorstellungen in der Regie­
rungserklärung noch nicht aus. Der Erhaltung der Arbeitsplätze 
in all den Betrieben, die auch unter marktwirtschaftlichen Be­
dingungen überlebensfähig sind, und der Schaffung von neuen 
Arbeitsplätzen müßte unseres Erachtens höchste Priorität zu­
kommen. Hierfür sind vielfältige Förderungsmaßnahmen not­
wendig, die von Steuererleichterungen bis zu zeitweiligen 
Schutzzöllen und Importkontingentierungen reichen müßten.

ssonders wichtig ist dies auch für die Landwirtschaft. Die hier- 
"Tur einzusetzenden Mittel des Staatshaushaltes - natürlich sind 

damit Ausfälle und zusätzliche Aufwendungen verbunden - wer­
den auf jeden Fall perspektivisch geringer sein als die Mittel für 
die Arbeitslosenunterstützung bei sehr hohen Arbeitslosenzah­
len, die auch von Wirtschaftsexperten der Bundesrepublik teil­
weise mit 2 oder 3 Millionen prognostiziert werden.

So würden beispielsweise die Mittel für Arbeitslosenunter­
stützung bei einer angenommenen Arbeitslosenzahl von 2 Mil­
lionen bedeuten - wenn wir 700 Mark monatlich zugrunde legen 
als Unterstützung -, daß sie im Verlaufe von zwei Jahren die Rie­
sensumme von 35 Milliarden Mark umfassen. Wir halten es für 
wesentlich sinnvoller, diese Mittel vorranig für die Erhaltung 
von Arbeitsplätzen, für die Neuschaffung von Arbeitsplätzen 
und für notwendige Umschulungsmaßnahmen einzusetzen.

Wir wollen nicht die Aufhebung des notwendigen Wettbe­
werbs zwischen den Unternehmen. Wir sind aber dafür, den le­
bensfähigen Betrieben in dieser komplizierten Übergangszeit 
auch eine echte Chance zum Überleben zu geben. Um die Funk­
tionsfähigkeit der Wirtschaft der DDR zu erhalten, die interna­
tionale Wettbewerbsfähigkeit der Betriebe wiederherzustellen, 
■nterstützen wir die Ausarbeitung und Verabschiedung all der 
prgeschlagenen Gesetze, die Leistungswillen, Innovations­

und Risikobereitschaft wirksam fördern. Wir sind uns bewußt, 
nur durch kreative, verantwortungsvolle, aber auch harte Arbeit 
wird soziale Sicherheit dauerhaft verwirklicht werden können.

Wer meint, Marktwirtschaft und Gewinnstreben seien quasi 
von allein sozial, der irrt. Deshalb halten wir staatliche Rahmen­
bedingungen - keinesfalls zu verwechseln mit einer dirigisti­
schen Planwirtschaft, von der wir uns verabschieden, - Maßnah­
men zur Förderung struktureller Anpassungsprozesse sowie zur 
Unterstützung strukturschwacher Regionen für unabdingbar. 
Hierzu gehört auch die Demokratisierung der wirtschaftlichen 
und sozialen Prozesse auf allen Ebenen, dabei vor allem auch der 
realen Mitbestimmung der Werktätigen in den Betrieben aller 
Eigentumsformen.

Leider wird hierzu in der Regierungserklärung wenig gesagt. 
Wir halten es nicht für ausreichend, einfach das Betriebsverfas­
sungsgesetz der Bundesrepublik zu übernehmen. Wir müßten 
vielmehr bei der Bestimmung der Rechte der Betriebsräte einige 
Schritte weiter gehen. Starke, selbstbewußte Gewerkschaften 
sind eine unerläßliche Voraussetzung dafür, die Rechte der 
Werktätigen, das heißt Menschenrechte, in den Betrieben wirk­
sam vertreten und durchsetzen zu können.

Wir begrüßen die klaren Aussagen in der Regierungserklä­
rung zu den Ergebnissen der Bodenreform und zur Erhaltung

unserer Landwirtschaft. Die Bauern unseres Landes und die Ar­
beiter in der Nahrungsgüterwirtschaft sind empört über die un­
gehemmten, unkontrollierten Importe von Nahrungsgütern. 
Wir fordern entsprechende Schutzzölle zur Erhaltung der Ab­
satzfähigkeit. Hierzu ist schon einiges gesagt worden, was auch 
die Unterstützung unserer Fraktion findet.

Wir erwarten - ich komme damit zum Schluß -, daß die vorge­
sehenen Vereinbarungen zur Währungs-, Wirtschafts- und So­
zialunion rasch der Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden, 
ein klares Wort gesprochen wird, wie auch angesichts des for­
cierten Zeitdrucks die berechtigten Interessen der Bürger der 
DDR vertreten und durchgesetzt werden können. Hierfür wün­
schen wir der Regierung in den bevorstehenden Beratungen Be­
harrlichkeit und ein optimales Verhandlungsgeschick. Danke.

(Beifall)

Stellvertreter des Präsidenten Dr. Höppner:

Als nächstes spricht der Vertreter der Fraktion der CDU/DA, 
der Abgeordnete Nitsch.

Abg. Nitsch (CDU/DA):

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren Abgeordneten!

Trotz der fleißigen Arbeit unserer Menschen stehen wir nach 
vierzigjährigem Sozialismus-Versuch vor einem Scherbenhau­
fen. Es nützt jetzt nichts, Schönfärberei zu betreiben und gute 
Seiten in der DDR-Wirtschaft zu suchen. Wir übernehmen einen 
Staat mit einer Inlandsverschuldung von über 200 Milliarden 
Mark bei Abzug der 170 Milliarden Mark Spareinlagen. Wir über­
nehmen eine Auslandsverschuldung von über 30 Milliarden DM. 
Wir trinken vielerorts vergiftetes Wasser, und unser Abwasser 
ist der größte Skandal in Europa. Was wird uns noch an Überra­
schungen bevorstehen?

Ursache für all das ist das sozialistische Planwirtschaftssy­
stem der SED.

(Beifall bei CDU/DA und DSU)

Wir stehen vor einer wirtschaftlichen Aufgabe, die historisch 
ohne Beispiel ist und wofür es keine Theorie gibt: den Übergang 
von der Planwirtschaft zur sozialen Marktwirtschaft in kürze­
ster Frist zu gestalten. - Was ist zu tun? Was hat unsere Regie­
rung zu tun?

1. Unsere Regierung und die Bundesregierung müssen sofort 
mit Verhandlungen zur Wirtschafts-, Währungs- und Sozial­
union beginnen und dabei sicherstellen, daß die Zeche für die 
letzten 40 Jahre nicht noch einmal durch die Bevölkerung getra­
gen wird.

(Beifall bei CDU/DA und DSU)

2. Das vordringlichste Problem zur Verhinderung von 
Massenarbeitslosigkeit und zur Überführung der Betriebe in die 
Marktwirtschaft ist das sofortige Wirksamwerden der Treu­
handanstalten. Sie müssen beschleunigt personell in die Lage 
versetzt werden, die Umwandlung der VEB in Kapitalgesell­
schaften durchzuführen und dabei die Entflechtung der Kombi­
nate und die Neuformierung von Firmen und deren Zusammen­
arbeit mit ausländischen Unternehmen zu organisieren. Dabei 
ist jedem Bürger sein Anteil am sogenannten Volkseigentum zu 
sichern!

(Beifall besonders bei Bündnis 90/Grüne)

Bei den Treuhandverordnungen sollten noch einige Korrektu­
ren angebracht werden. Es sind auch die Regelungen des Kar­
tellgesetzes vorzuschreiben. Nicht alles, was eifrige General­
oder Betriebsdirektoren schnell und eigenmächtig abgeschlos­
sen haben, wird von Bestand sein.

(Beifall)
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